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Stellungnahme zur Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur 

Straßenverkehrs-Ordnung bei den Großraum- und Schwer-

transporten (GST) 

Diese Stellungnahme bezieht sich auf den Referentenentwurf mit dem Schwerpunkt teilbare Ladung und  

kommentiert nur einzelne Punkte. Der Grund für die inhaltliche Beschränkung liegt in der äußerst knapp 

bemessenen Zeit, die uns für die Stellungnahme zugebilligt wird. Im einzelnen Bedarf es naturgemäß mehr 

Zeit für ein fundiertes Expertengutachten sowie einen entsprechenden Praxisdialog, mit entsprechenden 

Fallbeispielen und Geschäftsvorfällen. Wir hoffen, dass hierzu noch Gelegenheit besteht.  

Allgemeines 

Die Rolle von Großraum- und Schwertransporten in der Logistik 

Der Transport ist neben Lagerung und Umschlag eine zentrale Funktion der Logistik. Er ist das verbindende 

Element zwischen verschiedenen Wirtschaftsprozessen. Besonders Großraum- und Schwertransporte 

(GST) sind unverzichtbare Bestandteile komplexer Geschäftsabläufe und von Projekten. Anders als 

Standardtransporte sind GST oft Unikate, die speziell für ein bestimmtes Projekt entwickelt werden. Diese 

Einmaligkeit bringt jedoch auch Risiken mit sich: Verzögerungen oder Unterbrechungen können oftmals 

den gesamten Projektverlauf erheblich stören und erhebliche Kosten hervorrufen. 

Wirtschaftliche Bedeutung und Risiken von GST 

Projekte spielen eine immer wichtigere Rolle in der Wertschöpfungskette. Bereits im Jahr 2020 wurde 

erwartet, dass 15 Prozent der Wertschöpfung in Deutschland projektbezogen ist. Zugleich entstehen durch 

gescheiterte Projekte jährlich Schäden in Höhe von rund 150 Milliarden Euro. Da GST-Transporte oft in 

zeitkritische Projekte eingebunden sind, wirkt sich jede Verzögerung unmittelbar auf deren Erfolg aus. In 

solchen Szenarien zählt jeder Tag – die termingerechte und reibungslose Durchführung von GST ist daher 

von entscheidender Bedeutung. 

Bedeutung von Informationsflüssen 

Ein Schlüsselfaktor zur Vermeidung von Projektrisiken sind präzise und tagesaktuelle Informationen. Nur 

durch gut koordinierte Informationsflüsse können die benötigten Güter rechtzeitig bewegt werden. Digitale 

Werkzeuge und Künstliche Intelligenz (KI) spielen hier eine entscheidende Rolle: Sie automatisieren und 

verbessern Informationsprozesse, sorgen für Echtzeit-Daten und ermöglichen eine effiziente Nutzung von 

Expertenwissen. So lassen sich Medienbrüche verhindern, die oft zu Verzögerungen führen. 

Frühzeitige Verfügbarkeit relevanter Daten 

Ein Großteil der transportrelevanten Daten wird bereits lange vor der eigentlichen Transportanfrage 

generiert. Abteilungen wie Konstruktion, Einkauf und Vertrieb legen früh die logistischen 

Rahmenbedingungen fest. Diese Daten stehen den Unternehmen zur Verfügung, bevor sie den Spediteuren 

und Transporteuren übermittelt werden – deshalb tragen auch die Verlader eine entscheidende 

Verantwortung in der Prozesskette. Eine frühzeitige und transparente Weitergabe dieser Informationen 

hilft Verzögerungen zu minimieren und den Transport effizienter zu gestalten. 
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Effizienzsteigerung durch Informationslogistik 

Effiziente Informationslogistik kann nicht nur Projekte beschleunigen, sondern auch Wartezeiten, 

Emissionen und insbesondere Leerfahrten reduzieren. Derzeit liegt der Anteil der Leerfahrten im 

deutschen Straßengüterverkehr bei knapp 38 Prozent. Jährlich werden 152,5 Millionen Leerfahrten 

durchgeführt, wobei LKWs insgesamt 6,5 Milliarden Kilometer ohne Fracht zurücklegen (vgl. 

Güterverkehrsstatistik des BMVD). Im Durchschnitt fährt ein LKW 43,7 Kilometer leer, bevor er wieder 

beladen wird. Je besser die Lenkzeiten der LKW-Fahrer für tatsächliche Lastfahrten genutzt werden, desto 

höher ist der wirtschaftliche und ökologische Nutzen – ein Ziel, das im Interesse aller Beteiligten liegt. 

 

Anmerkungen des Mittelstandes  

1. Ermöglichung der Mitnahme teilbarer Ladung bis zu 40 t bei 

Großraum- und Schwertransporten. 

Die Modernisierung des Begriffs der „teilbaren Ladung“ im Zusammenhang mit Großraum- und 

Schwertransporten ist grundsätzlich zu begrüßen. Mit Verweis auf Artikel 1, Seite 17 des 

Referentenentwurfs zur Änderung von §29 Absatz 3 Nummer IV erscheint es jedoch sinnvoll, den Begriff 

„Leerfahrten“ zu streichen. Stattdessen sollte die „Ermöglichung der Mitnahme teilbarer Ladung bis zu 40 

Tonnen bei Großraum- und Schwertransporten“ in den Fokus rücken. 

Begründung der Änderung 

Nach aktueller Rechtslage dürfen GST ausschließlich unteilbare Ladungen transportieren. Da jedoch 

häufig Leerfahrten erforderlich sind, wenn das Transportfahrzeug aufgrund seiner Abmessungen und 

seines Gewichts eine Sondergenehmigung benötigt, sollte künftig auch die Mitnahme von teilbaren 

Ladungen bis zu 40 Tonnen erlaubt werden. Dies gilt insbesondere für Transporte bis zu den allgemein 

zulässigen Achslasten, um unnötige Leerfahrten zu vermeiden. Ein Beispiel dafür wäre der Rücktransport 

von Baumaschinen nach deren Einsatz auf einer Baustelle. Die Reduzierung zusätzlicher Leerfahrten trägt 

sowohl zum Infrastrukturschutz als auch zum Klima- und Umweltschutz bei (vgl. Seite 17, B, Besonderer 

Teil zu Artikel 1). 

Einschränkungen der aktuellen Regelung 

Wenn ein leeres Transportfahrzeug aufgrund seiner Abmessungen und seines Gesamtgewichts eine 

Genehmigung benötigt, überschreitet es in den meisten Fällen bereits das zulässige Gesamtgewicht von 

40 Tonnen (z.B. Modulfahrzeuge mit mehr als 10 Achsen). Auch Länge (z.B. Tiefbetten) und seltener Breite 

(z.B. Kesselbrücken) spielen hierbei eine Rolle. In solchen Fällen wäre der Effekt zur Vermeidung von 

Leerfahrten gering, da auch die Wege zur nächsten Anschlussfracht genehmigungspflichtig bleiben 

würden. 

Erweiterung der Regelung für größere Effekte 

Ein wesentlicher Vorteil könnte erzielt werden, wenn die geplante Regelung im Referentenentwurf so 

erweitert wird, dass auch Transportfahrzeuge, deren Leerfahrten nicht genehmigungspflichtig sind, 
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einbezogen werden. Dies würde den Effekt zur Vermeidung von Leerfahrten und Emissionen erheblich 

steigern. 

Noch größere Effekte im Sinne der Reduzierung von Leerfahrten und Emissionen wären zu erwarten, wenn 

auch für beladene Fahrten die Möglichkeit der Mitnahme teilbarer Ladung erlaubt wird. Diese 

Flexibilisierung könnte nicht nur die Effizienz der Transporte verbessern, sondern auch maßgeblich zur 

Entlastung der Straßeninfrastruktur und zum Umweltschutz beitragen.  

Beispiele für die Auswirkungen der aktuellen Regelungen zu teilbaren Ladungen 

Um die Bedeutung einer Anpassung der Regelungen für teilbare Ladungen zu verdeutlichen, können zwei 

Praxisbeispiele herangezogen werden: 

1. Der Fall des „Garagenerlasses“ 

Bis 2017 erlaubte der sogenannte „Garagenerlass“ den Herstellern von Fertiggaragen, zwei Garagen in 

einem sogenannten „Garagenzug“ zu transportieren – also auf einem Lastwagen samt Anhänger – mit 

einem maximalen Gesamtgewicht von 53 Tonnen. Diese Regelung wurde jedoch mit der Begründung auf-

gehoben, dass es sich um teilbare Ladungen handele, die daher in getrennten Fahrten transportiert wer-

den müssten. 

Folgen der Aufhebung 

• Mehr Fahrten, mehr Kosten: Die Abschaffung des Erlasses führte zu einer Erhöhung der Fahr-

tenanzahl, was wiederum den Personalbedarf, die Frachtkosten und die Preise für Fertiggaragen 

um 30 bis 50 Prozenz ansteigen ließ. 

• Konkret zeigt eine Untersuchung des Fachverbands folgende Auswirkungen 

o Das Transportgewicht auf Straßen und Brücken stieg von 1,585 Millionen Tonnen auf 2,985 

Millionen Tonnen pro Jahr. 

o Die gefahrenen Transportkilometer erhöhten sich von 10,5 Millionen auf 17,9 Millionen Kilo-

meter. 

o Der zusätzliche Treibstoffverbrauch belief sich auf 3,54 Millionen Liter. 

o Der Kohlendioxidausstoß stieg um 9,037 Millionen Kilogramm. 

o Neben den zusätzlichen Kosten für Spezialfahrzeuge (ca. 400.000 Euro pro Fahrzeug) wird 

zusätzliches Personal benötigt, das in der Logistikbranche ohnehin knapp ist. 

Das Gewicht einer Fertiggarage variiert je nach Material und Größe: Eine Beton-Einzelgarage wiegt 14-16 

Tonnen, während eine Doppelgarage aus Beton bis zu 30 Tonnen wiegen kann. Garagen aus Leichtbau-

Materialien wie Textilbeton sind mit etwa 11 Tonnen leichter. Trotz dieser Unterschiede wäre eine fle-

xible Handhabung der Ladung mit Blick auf den „Garagenzug“ effizienter und umweltschonender. 

2. Rückbau von Windenergieanlagen 
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Ein weiteres Beispiel zeigt sich beim Rückbau von Windenergieanlagen (WEA). Mitte 2022 waren in Nie-

dersachsen etwa 6.300 Windenergieanlagen mit einer Gesamtleistung von 12 Gigawatt in Betrieb. Nach 

Ablauf der Betriebsgenehmigung werden diese Anlagen demontiert und für das Recycling in teilbare La-

dungen zersägt. 

Beispiele für Transporteffizienz: 

• Windenergieanlagen der 2-3 MW-Klasse benötigen für ihren Aufbau bis zu acht GST-Transporte 

(3 Rotorblätter, 3 Turmteile, eine Gondel und ein Maschinenhaus). Beim Rückbau hingegen, 

wenn die Anlagen zerteilt und in Standardtransporte aufgeteilt werden, sind mehr als 30 Fahrten 

erforderlich. 

• Ein Vergleich mit größeren Anlagen der 5 MW-Klasse ist noch deutlicher: Während für die Instal-

lation nur 9 GST-Transporte nötig sind, fallen beim Rückbau und dem Zersägen in teilbare La-

dungen bis zu 63 Standardtransporte an. 

• Selbst wenn einzelne GST-Transporte aufgrund ihrer Länge oder Abmessungen längere Strecken 

zurücklegen müssen, bleibt die Gesamtzahl der Transportkilometer, der Treibstoffverbrauch und 

der CO2-Ausstoß deutlich geringer als bei einer Vielzahl von Standardtransporten. 

Diese Beispiele verdeutlichen, dass die Modernisierung des Begriffs der teilbaren Ladung und die ent-

sprechende Anpassung der Regelungen eine erhebliche Reduzierung von Verkehrsbelastung, Treibstoff-

verbrauch und Emissionen bewirken könnten. GST-Transporte sind in der Lage, mit weniger Fahrten eine 

größere Last zu bewegen, was sowohl ökonomische als auch ökologische Vorteile mit sich bringt. In die-

sem Sinne sollte die Flexibilisierung der Transportregelungen für teilbare Ladungen unbedingt in Be-

tracht gezogen werden. 

 

2. Einführung eines verbindlichen Richtwerts für die Dauer der §29 und 

§70 Antragbearbeitung durch die Behörden 

Die Rückkehr zum Orientierungswert für die Bearbeitungsdauer von Anträgen ist begrüßenswert.  

Gleichwohl ist davon auszugehen, dass digitale Instrumente sowie die Einbindung von VEMAGS in eine 

Informationslogistik ohne Medienbrüche eine Kommunikation in Echtzeit erlaubt. Damit kann eine ver-

bindliche Festschreibung des Zeitrahmens erfolgen, damit sich die Planungssicherheit und die Resilien-

zen in den Lieferketten für Beteiligte, Projekte, Hersteller, Transporteure und Verlader erhöhen und der 

Zeitrahmen mit fortschreitender Digitalisierung weiter verkürzt wird. 

 

Weiterhin ist davon auszugehen, dass die Zahl der XXL-GST-Transporte zunehmen wird, so dass auch die 

§70 Genehmigung mit einem Zeitfenster verbunden werden sollte, da in diesen Fällen beide Genehmi-

gungen am Ende zusammengehören.   

 

3. Toleranzen für die Unterschreitung von genehmigten Maßen und 

Gewichten der Ladung flexibilisieren 
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In der Praxis können Abweichungen bei Maßen und Gewichten begründet werden, etwa mit einer höheren 

Transportsicherheit durch geänderte Verpackung oder Ladungssicherung (Ketten vs. Gurte). 

Unsicherheiten bestehen jedoch beim jeweiligen Füllstand der Flüssigkeiten im Fahrzeug (Tank) sowie im 

Transportgut (Schmierstoffe, Hydrauliköle bei Maschinen und Anlagen). Eine Windenergieanlage der 2-3 

MW-Klasse zum Beispiel hat davon mehrere Tonnen an Bord. Insofern sollte der jeweilige Füllstand von 

Fahrzeug und Ladung als grundsätzlich mitgenehmigt gelten.  

Gleiches gilt für Fahrzeuge, bei der die Ladung ein Teil des Fahrzeuges ist (Adapterfahrzeuge) oder ins 

Fahrzeugkonzept „hineinkonstruiert“ wurde.  

4. Streichung der Anhörung der Autobahn GmbH des Bundes bei 

Unterfahrung von Kreuzungsbauwerken  

Derzeit keine Anmerkungen. 

5. Priorisierung von Transporten von Kabelrollen im Reparaturfall und 

Großtransformatoren 

Die Priorisierung für Reparaturfälle allein auf Kabelrollen und Großtransformatoren ist nicht 

nachvollziehbar. Reparaturfälle in allen systemrelevanten Bereichen, z.B. bei plötzlich auftretenden 

Schäden an der Verkehrsinfrastruktur erfordern Sofortmaßnahmen zu deren Reparatur, so dass auch diese 

Fälle mit einbezogen und weitere genannt werden sollten. Dazu gehören auch die dazugehörigen 

Mobilkrane und ggf. deren Ausleger, wenn sie selbst genehmigungspflichtig sind.  

Im Weiteren erscheint es sinnvoll, die Kriterien für Dringlichkeitsbescheinigungen, ggf. in den Richtlinien 

für Großraum und Schwerlasttransporte (RGST) genauer zu definieren und zu vereinheitlichen. Genauso 

sollte auch hier ein Zeitrahmen für die Bearbeitung bestimmt werden. 

6. Vorverlegung des grundsätzlichen Beginns der Nachtfahrt auf 20 Uhr 

Grundsätzlich sind alle Maßnahmen zu begrüßen, die zur Flexibilisierung beitragen, die Wartezeiten und 

Stauzeiten reduzieren, die Lenkzeiten der Fahrer flexibilisieren oder deren Mangel durch 

Organisationsentwicklung zu minimieren. 

7. Steigerung der Verbindlichkeit der Richtlinien für Großraum und 

Schwerlasttransporte (RGST) 

Grundsätzlich ist auch hier jede Maßnahme zu begrüßen, die zu bundesweiten und transparenten 

Richtlinien führt, damit unnötige Bürokratie vermieden wird, so dass auch über diesen Weg Prozesse und 

Projekte beschleunigt werden 

 

Mitgezeichnet von:       


